Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/846 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Kopf, Dr. h. c. Güde, Hilbert, Dr. Hauser, 
Dr. Bieringer und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes über die Neugliederung des Gebiets- 
teiles Baden des Bundeslandes Baden- Württemberg nach Ar- 
tikel 29 Abs. 2 und 3 des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen; 


ERSTER ABSCHNITT 
Volksentscheid 
§ 1 

Gegenstand des Volksentscheides 

(1) Der Gebietsteil Baden des Bundeslandes 
Baden-Württemberg wird nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes aus dem Bundesland Baden-Württemberg 
ausgegliedert und als selbständiges Bundesland 
wiederhergestellt. 

(2) Gebietsteil Baden sind die Regierungsbe- 
zirke Nord- und Südbaden einschließlich der durch 
Landesgesetz vom 30. Januar 1956 (Gesetzblatt für 
Baden-Württemberg S. 7) dem Regierungsbezirk 
Nord-Württemberg eingegliederten ehemals badi- 
schen Gemeinde Schlüchtern und ausschließlich der 
erst nach dem Zusammenschluß der ehemaligen 
Länder Baden, Württemberg-Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern badischen Gemeinden einge- 
gliederten Gemeindeteile (Höfe) Reichenbächle, jetzt 
Gemeinde Lehengericht, Kreis Wolfach; Finkenhof, 
jetzt Gemeinde Hochhausen, Kreis Mosbach; Helm- 
hof, jetzt Gemeinde Neckarbischofsheim, und Zim- 
merhöferfeld, jetzt Gemeinde Bad Rappenau, beide 
Kreis Sinsheim. 

(3) Dieses Gesetz .ist gemäß Artikel 29 Abs. 3 
des Grundgesetzes im Gebietsteil Baden des Bun- 
deslandes Baden-Wüttemberg zum Volksentscheid 
zu bringen. 


§ 2 

Durchführung des Volksentscheides 

(1) Der Bundesminister des Innern bestimmt den 

Abstimmungstag. Der Volksentscheid findet spä- 
testens am Sonntag, dem , statt. 

(2) Der Stimmzettel hat folgenden Wortlaut: 

„Stimmzettel für den Volksentscheid in Baden 

am 

Stimmen Sie dem Gesetz vom zu, 

das die Wiederherstellung des früheren Landes 

Baden (Gesamtbaden) als Bundesland vorsieht? 
ja nein'^ 

Das Muster des Stimmzettels bestimmt im übrigen 
der Bundesminister des Innern. 

(3) Für die Durchführung des Volksentscheides 
gelten die §§ 20 bis 38 des Gesetzes über Volks- 
begehren und Volksentscheid bei Neugliederung 
des Bundesgebietes nach Artikel 29 Absatz 2 bis 6 
des Grundgesetzes vom 23. Dezember 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 835). 

ZWEITER ABSCHNITT 

Verfahren bei der Wiederherstellung 
des Bundeslandes Baden 

§ 3 

Wiederherstellung des Bundeslandes Baden 

Wird die Abstimmungsfrage im Volksentscheid 
mit der Mehrheit der gültigen Stimmen bejaht, so 
ist mit der Bekanntmachung des Bundesministers 
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des Innern über die Bildung des vorläufigen ba- 
dischen Landesregierung (§ 7 Abs. 2) das frühere 
Land Baden (Gesamtbaden) als Bundesland wieder- 
hergestellt. 

§ 4 

Badischer Ministerrat 

(1) Für den Gebietsteil Baden wird unmittelbar 
nach dem Volksentscheid ein Ministerrat gebildet 
(Badischer Ministerrat). Der Badische Ministerrat 
nimmt die ihm nach den §§ 5, 6, 9 und 10 über- 
tragenen Befugnisse wahr. Seine Aufgabe endet an 
dem Tage, an dem der Bundesminister des Innern 
die Bildung der vorläufigen Regierung des Bundes- 
landes Baden im Bundesanzeiger bekanntgibt (§ 7 
Abs. 2). 

(2) Der Badische Ministerrat besteht aus 5 Mit- 
gliedern und 5 stellvertretenden Mitgliedern, die 
am fünften Werktag nach dem Volksentscheid von 
den in den Regierungsbezirken Nord- und Südbaden 
gewählten Abgeordneten des Badisch-Württember- 
gischen Landtags mit Stimmenmehrheit gewählt 
werden. Sein Sitz ist Karlsruhe. Die ordentlichen 
und stellvertretenden Mitglieder müssen ihren 
ständigen Wohnsitz im Gebietsteil Baden haben. 

(3) Das älteste der gewählten ordentlichen Mit- 
glieder beruft den Badischen Ministerrat auf den 
zehnten Werktag nach dem Volksentscheid ein. Der 
Badische Ministerrat wählt einen Vorsitzenden und 
gibt sich eine Geschäftsordnung. Seine Entscheidun- 
gen erfolgen durch Mehrheitsbeschluß. 

§ 5 

Wahlen zur Verfassunggebenden 
Landesversammlung 

(1) Der Badische Ministerrat hat innerhalb von 
drei Monaten nach dem Volksentscheid die Wahlen 
für die Verfassunggebende Landesversammlung 
des Bundeslandes Baden durchzuführen. 

(2) Die Verfassunggebende Landesversammlung 
besteht aus mindestens 52 Abgeordneten, die in 
30 Wahlkreisen gewählt werden. 

(3) Für die Wahlen zur Verfassunggebenden 
Landesversammlung gelten sinngemäß 

1. das Gesetz über die Landtagswahlen 
(Landtagswahlgesetz) vom 9. Mai 1955 
(Gesetzblatt fünBaden-Württemberg S.71), 

2. die Verordnung zur Durchführung des 
Landtagswahlgesetzes (Landtagswahlord- 
nung) vom 14. August 1955 (Gesetzblatt 
für Baden-Württemberg S. 161) und 

3. das Gesetz über die Prüfung der Landtags- 
wahlen (Landtagswahlprüfungsgesetz) vom 
7. November 1955 (Gesetzblatt für Baden- 
Württemberg S. 229) 

mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Innen- 
ministers der Badische Ministerrat, an die Stelle 
des Landtags die Verfassunggebende Landesver- 
sammlung und an die Stelle des Gerichtshofes für 
die Entscheidung über Wahlprüfungsbeschwerden 


I das Bundesverfassungsgericht tritt. Landeswahlleiter 
und Landeswahlausschuß haben ihren Sitz in Karls- 
ruhe. 

^ (4) Zur Durchführung der Wahl stellen die Re- 

; gierungspräsidien Nord- und Südbaden die erfor- 
^ derlichen Hilfskräfte und Hilfsmittel zur Verfügung. 

i 

§ 6 

Aufgaben der Verfassunggebenden 
Landesversammlung 

Die Verfassunggebende Landesversammlung wird 
vom Badischen Ministerrat auf den sechzehnten Tag 
i nach der Wahl nach Karlsruhe einberufen. Sie be- 
schließt die Landesverfassung und darüber, ob diese 
dem Volk zur Annahme vorzulegen ist. Sie kann 
: verfassungsrechtliche Bestimmungen und Gesetze 

■ erlassen und Maßnahmen treffen, die im Interesse 
' der Bildung des Bundeslandes Baden schon vor In- 
krafttreten der Verfassung erforderlich sind. 

§ 7 

Vorläufige Landesregierung 

(1) Die Verfassunggebende Landesversammlung 
I wählt spätestens zwei Wochen nach ihrem Zusam- 
I mentritt den Ministerpräsidenten. Der Minister- 
I Präsident ernennt binnen zwei Wochen die Minister 
j und stellt den Zeitpunkt der Bildung der vorläufigen 
! Landesregierung fest. Er hat den Zeitpunkt der Bil- 
i düng der vorläufigen Landesregierung dem Bundes- 
; minister des Innern unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Der Bundesminister des Innern gibt alsbald 
nach Eintreffen dieser Mitteilung im Bundesanzeiger 
die Bildung der vorläufigen Landesregierung be- 
kannt. Mit dem Tage der Bekanntmachung ist das 

j Bundesland Baden wiederhergestellt. 

I (3) Mit diesem Tage endet die Mitgliedschaft der 
im Gebietsteil Baden gewählten Abgeordneten des 
Landtags des bisherigen Landes Baden-Württem- 
berg. 

§ 8 

Pflichten des Landes Baden-Württemberg 

Landtag und Regierung des Landes Baden-Würt- 
; temberg sind verpflichtet, 

I 1. vom Tage der Annahme dieses Gesetzes im 

■ Bundestag an alle Maßnahmen zu unterlassen, 

i welche die bestehende Verwaltungsorgani- 

sation oder den Besitz- und Vermögensstand 
des Gebietsteils Baden erheblich ändern, uach- 
haltige Verpflichtungen des neuen Bundeslan- 

! des begründen oder in sonstiger Weise ge- 

eignet sind, die Wiederherstellung des Bundes- 
! landes Baden zu erschweren; 

I 2. dem Badischen Ministerrat, der Verfassung- 
gebenden Landesversammlung und der vor- 
läufigen Landesregierung des Bundeslandes 
Baden alle für ihre Tätigkeit erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung zu halten und aus 
dem Steueraufkommen des Landes Baden- 
Württemberg angemessene Mittel zur Durch- 
führung ihrer Aufgaben bereitzustellen. 
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§ 9 i 

Einspruchsrecht des Badischen Ministerrats | 

Der Badische Ministerrat hat das Recht, gegen 
Gesetze und Maßnahmen, die entgegen dem § 8 
ergangen sind, Einspruch einzulegen. Der Einspruch 
hat aufschiebende Wirkung. Gegen den Einspruch 
ist die Anrufung der Verfassunggebenden Landes- 
versammlung zulässig. | 

§ 10 I 

Genehmigungsrecht des Badischen Ministerrats 1 

Folgende Maßnahmen des Landes Baden-Würt- 
temberg bedürfen, soweit sie den Gebietsteil Baden j 
berühren, der Genehmigung des Badischen Minister- ' 
rats: 

1. die Ernennung und Beförderung von Beamten | 

des höhere Dienstes bei den obersten Landes- : 
gerichten, ferner die Ernennung von ordent- 1 
liehen Professoren an den Hochschulen. Das i 
gleiche gilt für Dienstverträge von Angestell- ; 
ten in entsprechenden Stellungen; ' 

2. einmalige Ausgaben des ordentlichen und 
außerordentlichen Haushalts, deren insge- ; 
samt veranschlagter Aufwand mehr als eine | 
Million Deutsche Mark beträgt. 

i 

§ 11 I 

Kosten der Übergangsorgane ' 

Die Aufwendungen für den Badischen Minister- ^ 
rat, für die Verfassunggebende Landesversammlung | 
und die vorläufige Landesregierung trägt das Bun- ^ 
desland Baden. i 


§ 12 

Vermögensübergang 

(1) Das Vermögen des früheren Landes Baden 
(Gesamtbaden), das bei der Bildung der Länder 
Württemberg-Baden und Baden-Württemberg mit 
dem Vermögen dieser Länder vereinigt wurde, geht 
als Ganzes mit allen Rechten und Pflichten auf das 
Bundesland Baden über. 

(2) Kommt in der Vermögensauseinandersetzung 
eine Einigung zwischen dem Bundesland Baden und 
dem Württembergisch-Hohenzollcrischen Teil des 
Landes Baden-Württemberg nicht zustande, so ent- 
scheidet gemäß Artikel 93 des Grundgesetzes das 
Bundesverfassungsgericht. 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 
§ 13 

Fortbestand des Landes Württemberg mit 
Hohenzollern 

Durch die Ausgliederung des Gebietsteils Baden 
wird der Fortbestand des bisherigen Bundeslandes 
Baden-Württemberg in den Grenzen des früheren 
Landes (Gesamt-)Württemberg und des früheren 
Regierungsbezirks Hohenzollern nicht berührt. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 13. Dezember 1962 


Dr. Kopf 
Dr. h. c. Güde 
Hilbert 
Dr. Hauser 
Dr. Bieringer 
Dr. Artzinger 
Baier (Mosbach) 
Benda 
Dr. Besold 
Frau Dr. Bleyler 
Frau Blohm 
Dr. Boehm (Frankfurt) 
Frau Brauksiepe 
Bühler 
Dr. Dichgans 
Dr. Franz 
Gewandt 

Freiherr zu Guttenberg 
Hoogen 


Dr. Jaeger 
Dr. Kanka 
Kemmer 

Dr. Kliesing (Honnef) 
Frau Dr. Kuchtner 
Kühn (Hildesheim) 
Lenz (Brühl) 

Frau Dr. Maxsein 
Frau Pitz-Savelsberg 
Frau Dr. Probst 
Frau Dr. Rehling 
Schneider (Hamburg) 
Schütz 
Dr. Seffrin 
Dr. Serres 
Frau Vietje 
Weinkamm 
Dr. Zimmer 
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